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Mag. Julian Holleis
Steuerberater, Geschäftsführer

Liebe Leserinnen und Leser,

mit unserer Kanzleizeitung „Steuern und Trends“ greifen wir immer aktuelle 
und brennende Themen aus dem Steuerrecht auf, um Sie über die wichtigsten 
Änderungen bzw. Neuerungen auf dem Laufenden zu halten. Daneben nutzen 
wir die Zeitung auch, um Sie über Veränderungen und besondere Anlässe in 
unserer Kanzlei zu informieren. 

Zu Beginn dürfen wir Sie nochmals auf die Änderung unserer E-Mail Adresse 
hinweisen. Im Zuge der Übersiedlung unserer EDV in eine neue Cloud Umge-
bung haben sich auch unsere Mail-Adressen geändert. Wir bleiben damit beim 
Thema Digitalisierung weiterhin am neuesten Stand um Sie, als unsere Klien-
ten, optimal betreuen zu können.

Wir dürfen in dieser Ausgabe Theresa Erlbacher, die ab Juni das Team der Per-
sonalverrechnung verstärkt, herzlich in unserer Kanzlei willkommen heißen. 
Des weiteren dürfen wir zu 2 Hochzeiten und einem Baby gratulieren. Bilder zu 
alledem finden Sie im Blattinneren. 

In dieser Ausgabe informiert Sie unsere Steuerberater Berufsanwärterin Sara 
Schmiedl, LLB in gewohnt kompetenter Weise zu verschiedensten steuerlichen 
Themen. Erfahren Sie unter anderem Wissenswertes über die Erhöhung der 
Grenze für geringwertige Wirtschaftsgüter oder wann Rechnungen als innerge-
meinschaftliche Lieferung steuerfrei ausgestellt werden können.

Nicht unerwähnt bleiben sollen auch die Beiträge von StB. Hermann Gandler 
über die Nachfolgeregelung bei Betriebsübergabe und die familienhafte Mitar-
beit im Betrieb. 

Ein interessanter Artikel von StB. Prof. Dr. Peter Pülzl, LL.M befasst sich mit 
der umsatzsteuerlichen Kleinunternehmergrenze und ihrer Ausstrahlung im 
Steuer- und Beitragsrecht. 

Unser Team der Personalverrechnung beschäftigt sich unter anderem mit den 
Themen „Krank am Feiertag“ und der Einstellung von geflüchteten Personen 
aus der Ukraine. Darüberhinaus erfahren Sie mehr zu den Begriffen der tägli-
chen und wöchentlichen Ruhezeit sowie der Urlaubsablöse.

Zu guter Letzt darf neben allen fachlichen Informationen auch das Miteinander 
nicht zu kurz kommen. Anfang Mai konnten wir bei einem internen Firmen-
schießen unsere  Treffsicherheit unter Beweis stellen. Bilder und ein kurzer 
Bericht unseres vergnüglichen und abwechslungsreichen Nachmittags finden 
sich ebenso im Blattinneren. 

Wir wünschen Ihnen viel Freude bei der Lektüre dieser Ausgabe 
und eine schöne Sommerzeit.

STB MAG. THOMAS FRITZENWALLNER
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Im Rahmen einer EDV-Umstellung ändern sich unsere Mailadressen.

Sie erhalten künftig die Nachrichten Ihrer BetreuerInnen nicht mehr von

…@fritzenwallner-gandler.at sondern von …@wt-fwp.at
Wir bitten Sie, gespeicherte Mailadressen und bei Bedarf 
Ihre Mailfi lter entsprechend anzupassen.

Vorläufi g bleiben zusätzlich zu den neuen aber auch noch 
unsere alten Mailadressen gültig. Ihre Nachrichten erreichen 
uns also auf jeden Fall, auch falls Sie zu Beginn nicht immer 
daran denken, die neue Adresse zu verwenden.

Die Möglichkeiten der Mitarbeit von Familienmitgliedern und Freunden wie z.B. 
zu Spitzenzeiten im Betrieb, wird von den Klienten laufend hinterfragt und von der 
Finanzpolizei sowie den GLPB-Prüfern kritisch geprüft.

Einleitend muss man darauf hinweisen, dass es 
entsprechender schriftlicher Vereinbarungen bedarf 
und es vor allem auch darauf ankommt, dass diese so 
tatsächlich „gelebt“ werden.
Eine familienhafte Mitarbeit und kein Dienstverhält-
nis liegt vor, wenn dies unentgeltlich ist d.h. auch 
keine Sachbezüge gewährt werden.

Grundsätzlich können nachstehende Personen diese 
Tätigkeiten bei Einzelunternehmen und Verwandten 
des OG-Gesellschafters und Komplementäres einer 
KG ausüben:
• der Ehegatte (= eheliche Beistandspfl icht, 

wie auch Haushaltstätigkeiten)
• Lebensgefährten

• Kinder, aber NICHT möglich für Schwiegerkinder
• Eltern, aber nur bei entsprechend klarer 

Vereinbarung über die Unentgeltlichkeit
• Geschwister und Verwandte grundsätzlich nicht, 

nur wenn es sehr kurzfristige Tätigkeiten und 
diese ebenfalls unentgeltlich sind

• GmbH – überhaupt nicht möglich – 
fast immer Dienstverhältnis

Auf Grund der Komplexität dieses Themas hat die 
WKO, ÖGK und das BMF ein gemeinsames Merkblatt 
zur familienhaften Mitarbeit erarbeitet und ist dieses 
dort jeweils abrufbar.

HERMANN GANDLER, STEUERBERATER

ÄNDERUNG DER MAILADRESSEN! 

FAMILIENHAFTE MITARBEIT IN BETRIEBEN

… als wir am 5. Mai am Schießstand des Kaiserlich Königlichen Privaten Schützenverein 
Mittersill ein internes Firmenschießen für unsere Mitarbeiter veranstalteten. 

Nach einer Einschulung durch den mehrfachen Eu-
ropa- und Weltmeister Gernot Rumpler, wurden wir 
auf die unterschiedlichen Schießstände aufgeteilt und 
durften sowohl mit dem Sport-Kleinkalibergewehr, 
als auch mit der jagdlichen Ausführung des Kleinkali-
bergewehrs unser Bestes geben.

Zwischen den einzelnen Durchläufen konnten wir uns 
mit einem Kuchenbuff ett und herzhaften Platten, die 
keine Wünsche off enließen, stärken.

Nachdem alle Mitarbeiter geschossen hatten, 
wurde es ernst – denn es folgte die Auswertung aller 
Ergebnisse, sowie die darauff olgende Siegerehrung. 
Die Gewinner erhielten tolle Preise mit leckeren 
Pinzgauer „Schmankerln“. 

Für die Vorbereitung der tollen Preise möchten wir 
uns hier bei unserer Mitarbeiterin Andrea Dreier 
herzlichst bedanken.

Wir bedanken uns beim Team von Waff en-Rumpler, 
insbesondere Gernot und Helmut, die sich ein interes-
santes Programm für uns einfallen ließen.

Weiters möchten wir möchten uns noch einmal recht 
herzlich bei unseren Chefs Thomas und Julian für den 
tollen und abwechslungsreichen Nachmittag und die 
super Verpfl egung bedanken. 

SCHÜTZENHEIL HIESS ES IM MAI …

JULIA INNERHOFER 
UND ANDREAS KRÖLL
... zur Geburt ihrer 
Tochter Marlene
im Juni 2023

WIR GRATULIEREN

ZUR GEBURT

…@ w t - f w p . a
t

E-Mail

NEU!
Adresse



steuern und trends steuern und trends6 7

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage

Dieser Beitrag beleuchtet die umsatzsteuerliche Kleinunternehmergrenze und zeigt ihre 
Wirkungen in anderen (steuer)rechtlichen Bereichen.

I. Die umsatzsteuerliche 
 Kleinunternehmerbefreiung

Die Umsätze der Kleinunternehmer sind umsatz-
steuerfrei (mit Verlust des Vorsteuerabzugs-
rechts); die Inanspruchnahme einer Option in 
die Umsatzsteuerpflicht (mit Vorsteuerabzug)
ist grundsätzlich möglich.

Ein Kleinunternehmer ist ein Unternehmer, der im 
Inland sein Unternehmen betreibt und dessen steu-
erbare Inlandsumsätze im Veranlagungszeitraum 
(Kalenderjahr oder abweichendes Wirtschaftsjahr) 
35.000 Euro nicht übersteigen. Bei dieser Umsatz-
grenze bleiben Umsätze aus Hilfsgeschäften (zB Ver-
kauf von Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens) 
einschließlich der Geschäftsveräußerungen sowie 
bestimmte umsatzsteuerfreie Umsätze (im Wesentli-
chen die sogenannten unecht befreiten Umsätze, also 
jene, bei denen der Vorsteuerabzug verloren geht) 
außer Ansatz. Das einmalige Überschreiten der 
Umsatzgrenze um nicht mehr als 15 % innerhalb 
eines Zeitraumes von fünf Kalenderjahren ist 
unbeachtlich (Toleranzregel).

Der Verwaltungsgerichtshof beurteilt die umsatz-
steuerliche Kleinunternehmergrenze als Nettogren-
ze. Damit stellt die Umsatzgrenze auf die Bemes-
sungsgrundlage bei unterstellter Steuerpfl icht ab. 
Dies führt bei theoretisch regelbesteuerten Umsät-
zen (20 %) dazu, dass sich die aktuell im Gesetz nor-
mierte Steuerfreigrenze von 35.000 Euro rechnerisch 
auf 42.000 Euro erhöht: 35.000 Euro Nettogrenze x 
1,2 (20%iger Regelsteuersatz) = 42.000 Euro Brutto-
grenze. Bei dem Grunde nach ausschließlich 10%igen 
Umsätzen erhöht sich die Steuerfreigrenze auf 
38.500 Euro (35.000 Euro Nettogrenze x 1,1). 
Bei unterschiedlichen Steuersätzen ist eine 
entsprechende Mischrechnung anzustellen.

II. Die Wirkung der umsatzsteuerlichen  
 Kleinunternehmergrenze in 
 anderen Bereichen

1. Befreiung von der Abgabe einer 
Umsatzsteuervoranmeldung (UVA)

Nach der Verordnung betreff end die Abstandnahme 
von der Verpfl ichtung zur Abgabe von Umsatzsteuer-
voranmeldungen (UVA-VO) entfällt für Unternehmer, 
deren steuerbare Umsätze im vorangegangenen Kalen-
derjahr 35.000 Euro nicht überstiegen haben, die Ver-
pfl ichtung zur Einreichung einer Voranmeldung, sofern 
die errechnete Vorauszahlung zur Gänze spätestens 
am Fälligkeitstag entrichtet wird oder sich für einen 
Voranmeldungszeitraum keine Vorauszahlung ergibt 
(aber: kein Entfall interner Aufzeichnungspfl ichten!).
Die Nettogrenzenbetrachtung (siehe oben I.) ist auch 
hier anzuwenden, weshalb der Grenzbetrag bei Umsät-
zen, die grundsätzlich dem 20%igen Regelsteuersatz 
unterliegen, nicht bei 35.000 Euro, sondern bei 42.000 
Euro liegt. Bei dem Grunde nach 10%igen Umsätzen liegt 
die Grenze bei 38.500 Euro. Bei unterschiedlichen Steu-
ersätzen ist eine Mischrechnung anzustellen. 

2. Befreiung von der Abgabe einer 
Umsatzsteuerjahreserklärung

Nach dem Umsatzsteuergesetz ist ein Kleinunterneh-
mer, dessen steuerbare Umsätze im Veranlagungszeit-
raum 35.000 Euro nicht übersteigen und der für den 
Veranlagungszeitraum keine Umsatzsteuer zu entrich-
ten hat, von der Verpfl ichtung zur Abgabe einer Umsatz-
steuerjahreserklärung befreit. Bei dieser Umsatzgrenze 
bleiben die Umsätze aus Hilfsgeschäften einschließlich 
der Geschäftsveräußerungen außer Ansatz.
Die Nettogrenzenbetrachtung (siehe oben I.) ist 
auch in diesem Fall anzuwenden. Zusätzlich ist die 
Toleranzregel anwendbar (Unbeachtlichkeit einer 
einmaligen Überschreitung der Umsatzgrenze um 
nicht mehr als 15 % innerhalb eines Zeitraumes von 
fünf Kalenderjahren; siehe auch dazu oben I.). 
Beispiel: Werden in einem Kalenderjahr 45.000 Euro 
an Umsätzen erzielt, dann liegt die umsatzsteuerliche 

Kleinunternehmergrenze bei theoretischem Vorliegen 
regelbesteuerter Umsätze (20 %) bei 35.000 Euro x 
1,2 = 42.000 Euro. Wird in diesem Jahr zusätzlich die 
Toleranzregel in Anspruch genommen, dann erhöht 
sich die Jahresumsatzgrenze auf 42.000 Euro x 1,15 = 
48.300 Euro, ohne dass die umsatzsteuerliche Klein-
unternehmerbefreiung verloren geht. Diese Situation 
schlägt voll auf die Befreiung von der Abgabe einer Um-
satzsteuerjahreserklärung durch, sodass trotz eines 
Jahresumsatzes von 45.000 Euro grundsätzlich keine 
Jahreserklärung abzugeben ist.

3. Die Kleinunternehmerpauschalierung 
im Einkommensteuerrecht

Mit dem Steuerreformgesetz 2020 wurde im Einkom-
mensteuerrecht eine spezielle Kleinunternehmerpau-
schalierung verankert. Diese Pauschalierungsmöglich-
keit wurde ab 2021 förmlich mit der umsatzsteuerlichen 
Kleinunternehmerbefreiung verknüpft („Die Pauschalie-
rung kann angewendet werden, wenn im Veranlagungs-
jahr die umsatzsteuerliche Kleinunternehmerbefreiung 
anwendbar ist […]“). 
Damit ist für die einkommensteuerliche Kleinunter-
nehmerpauschalierung sowohl die Nettogrenzen-
betrachtung als auch die Toleranzregel anwendbar 
(siehe oben I. und II.2.). 
Beispiel: Werden in einem Kalenderjahr 45.000 Euro 
an Umsätzen erzielt, dann liegt die umsatzsteuerliche 
Kleinunternehmergrenze bei theoretischem Vorliegen 
regelbesteuerter Umsätze (20 %) bei 35.000 Euro x 
1,2 = 42.000 Euro. Wird in diesem Jahr zusätzlich die 
Toleranzregel in Anspruch genommen, dann erhöht sich 
die Jahresumsatzgrenze auf 42.000 Euro x 1,15 = 48.300 
Euro, ohne dass die umsatzsteuerliche Kleinunterneh-
merbefreiung verloren geht. Diese Situation schlägt voll 
auf die Anwendbarkeit der einkommensteuerlichen 
Kleinunternehmerpauschalierung durch, sodass trotz 
eines Jahresumsatzes von 45.000 Euro die Pauschalie-
rung grundsätzlich anwendbar ist (dies selbst dann, 
wenn auf die umsatzsteuerliche Kleinunternehmerbe-
freiung mittels Option verzichtet wird).
Ab 2023 wurde die Anwendbarkeit der einkommensteu-
erlichen Kleinunternehmerpauschalierung ausgeweitet. 
Diese kann bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen 
nunmehr auch dann beansprucht werden, wenn die 
umsatzsteuerliche Kleinunternehmergrenze um bis zu 

5.000 Euro überschritten wird. Die Finanzverwaltung 
bezieht den 5.000-Euro-Zuschlag in die Nettogrenzen-
betrachtung mit ein. Damit erhöht sich die Betrags-
grenze für die Anwendbarkeit der Pauschalierung bei 
theoretischen Umsätzen von 20 % auf 48.000 Euro 
[(35.000 Euro + 5.000 Euro) x 1,2], bei theoretischen Um-
sätzen von 10 % auf 44.000 Euro [(35.000 Euro + 5.000 
Euro) x 1,1); bei unterschiedlichen Steuersätzen ist eine 
entsprechende Mischrechnung anzustellen. Wird im 
selben Jahr zusätzlich auch noch die Toleranzregel in 
Anwendung gebracht, erweitert sich die Betragsgrenze 
nach Ansicht der Finanzverwaltung allerdings nicht ein-
fach um die 15%ige Toleranzschwelle, sondern es wer-
den interessanterweise der 5.000-Euro-Zuschlag und 
die Toleranzregel „in Konkurrenz“ angewendet: Also 
bei dem Grunde nach ausschließlich 20%igen Umsät-
zen entweder (35.000 Euro + 5.000 Euro) x 1,2 = 48.000 
Euro oder 35.000 Euro x 1,2 x 1,15 = 48.300 Euro. Damit 
wird aber in der ersten Variante die Anwendung der 
Toleranzregel und in der zweiten Variante die Einbezie-
hung des einkommensteuerlichen Zuschlags zur Gänze 
versagt. Sachgerechter erschiene dagegen der Vorschlag 
des Fachsenats für Steuer- und Sozialrecht der Kammer 
der Steuerberater:innen und Wirtschaftsprüfer:innen: 
(35.000 Euro x 1,15 + 5.000 Euro) x 1,2 = 54.300 Euro (wo-
bei sich hier die Frage stellt, warum die Toleranzgrenze 
von 15 % dann nicht auch auf den einkommensteuerli-
chen Zuschlag angewendet wird).

4. Die Kleinstunternehmerbefreiung im 
Sozialversicherungsrecht der Selbständigen

Als sozialversicherungsbefreite Kleinstunternehmer 
werden Mitglieder der Kammern der gewerblichen 
Wirtschaft sowie freiberufl ich tätige Angehörige 
der Ärzte- oder Zahnärztekammer bezeichnet, die 
glaubhaft machen, dass ihre Umsätze aus sämtlichen 
unternehmerischen Tätigkeiten die Umsatzgrenze 
der umsatzsteuerlichen Kleinunternehmerregelung 
und ihre Einkünfte aus dieser Tätigkeit die jährliche 
Geringfügigkeitsgrenze (Wert 2023: 500,91 Euro x 12 = 
6.010,92 Euro) nicht übersteigen, wobei ein Antrag nur 
von einer Person gestellt werden kann, die innerhalb 
der letzten 60 Kalendermonate nicht mehr als 12 
Kalendermonate selbständig pfl ichtversichert war 
oder die das Regelpensionsalter erreicht hat oder die 
das 57. Lebensjahr vollendet und innerhalb der letzten 

DIE UMSATZSTEUERLICHE KLEINUNTERNEHMERGRENZE 
UND IHRE AUSSTRAHLUNG IM STEUER- UND BEITRAGSRECHT
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fünf Kalenderjahre vor der Antragstellung die oben 
angeführten Umsatz- und Einkünftegrenzen nicht 
überschritten hat.
Aufgrund der unmittelbaren Anknüpfung dieser 
Bestimmung an die Umsatzgrenze der umsatzsteuer-
lichen Kleinunternehmerbefreiung gilt auch hier die 
Nettogrenzenbetrachtung (siehe oben I.). Darüber 
hinaus sprechen stichhaltige Gründe für die zusätzli-
che Anwendung der Toleranzregel. 
Beispiel: Werden in einem Kalenderjahr 45.000 Euro 
an Umsätzen erzielt, dann liegt die umsatzsteuerliche 
Kleinunternehmergrenze bei theoretischem Vorliegen 
regelbesteuerter Umsätze (20 %) bei 35.000 Euro x 
1,2 = 42.000 Euro. Wird in diesem Jahr zusätzlich die 
Toleranzregel in Anspruch genommen, dann erhöht 
sich die Jahresumsatzgrenze auf 42.000 Euro x 1,15 auf 
48.300 Euro, ohne dass die umsatzsteuerliche Klein-
unternehmerbefreiung verloren geht. Diese Situation 
schlägt voll auf die sozialversicherungsrechtliche 
Kleinstunternehmerbefreiung durch, sodass trotz 
eines Jahresumsatzes von 45.000 Euro keine Sozi-
alversicherungspfl icht entsteht, sofern die übrigen 
Voraussetzungen erfüllt sind (siehe dazu den vorher-
gehenden Absatz).

5. Die Kleinunternehmerbegünstigungen 
in den Tourismusgesetzen der Bundesländer 
Salzburg und Tirol

 5.1. Salzburg
Im Salzburger Tourismusgesetz wird im Rahmen der 
Erleichterungen für Kleinunternehmer weder direkt 
noch indirekt auf die umsatzsteuerliche Kleinun-
ternehmerregelung Bezug genommen, sondern es 
werden Jahresumsätze in den Beitragsgruppen 3 ff  
bis zu einem explizit normierten Betrag von aktuell 
30.000 Euro beitragsfrei gestellt (in den amtlichen 
Erläuterungen zu dieser Regelung wurde mehrfach 
klargestellt, dass die normierte Betragsgrenze, mag sie 
auch gleich hoch sein wie die jeweils geltende umsatz-
steuerliche Kleinunternehmergrenze, keinen Bezug 
zu dieser aufweist). Damit ist weder die Nettogren-
zenbetrachtung noch die Toleranzregel, die beide in 
Zusammenhang mit der umsatzsteuerlichen Klein-
unternehmerbefreiung stehen, für den Salzburger 
Tourismusbeitrag relevant. Die aktuelle Grenze von 
30.000 Euro Jahresumsatz gilt vielmehr absolut.

 5.2. Tirol
Im Tiroler Tourismusgesetz wird im Rahmen der 
Erleichterungen für Kleinunternehmer (keine Be-
freiung, sondern feste Mindestbeiträge) explizit auf 
die umsatzsteuerliche Kleinunternehmerregelung 
verwiesen, weshalb sowohl die Nettogrenzenbe-
trachtung also auch die Toleranzregel mitzube-
rücksichtigen sind  (aufgrund einer statischen Ver-
weistechnik schlagen die jüngeren Änderungen des 
Umsatzsteuergesetzes wie die Nichteinbeziehung 
eines Großteils der unecht steuerfreien Umsätze in 
die Kleinunternehmergrenze oder die Anhebung der 
Nettogrenze von 30.000 Euro auf 35.000 Euro aller-
dings nicht auf das Tiroler Tourismusgesetz durch).

III. Zusammenfassung
1. Der Verwaltungsgerichtshof interpretiert die 

umsatzsteuerliche Kleinunternehmergrenze als 
Nettogrenze. (I.)

2. Die Nettogrenzenbetrachtung gilt auch für die in 
der Verordnung betreff end die Abstandnahme von 
der Verpfl ichtung zur Abgabe von Umsatzsteuer-
voranmeldungen normierte Betragsgrenze. (II.1.)

3. Die Nettogrenzenbetrachtung und die Toleranz-
grenze der umsatzsteuerlichen Kleinunternehmer-
befreiung schlagen gleichermaßen auf die Betrags-
grenze im Rahmen der Befreiung von der Abgabe 
einer Umsatzsteuerjahreserklärung durch. (II.2.)

4. Die einkommensteuerliche Kleinunternehmer-
pauschalierung ist mit der umsatzsteuerlichen 
Kleinunternehmerbefreiung förmlich verknüpft, 
weshalb sowohl die Nettogrenzenbetrachtung als 
auch die Toleranzregel auf die Kleinunternehmer-
pauschalierung durchschlagen. Die Nettogrenzen-
betrachtung ist nach Ansicht der Finanzverwaltung 
auch auf den ab 2023 neu eingeführten einkommen-
steuerlichen Zuschlag von 5.000 Euro anzuwenden, 
während die Anwendung der Toleranzregel nur „in 
Konkurrenz“ zum Zuschlag zugelassen wird. (II.3.)

5. Die Nettogrenzenbetrachtung gilt weiters für die 
Umsatzgrenze der sozialversicherungsrecht-
lichen Kleinstunternehmerbefreiung, wobei 

Umfragen zufolge sollen in der nächsten Zeit in Österreich 6.000 Betriebe pro Jahr an einen 
Betriebsnachfolger übergeben werden.

Da dies bei den meisten Klienten eine wesentliche 
Änderung ihres aktuellen Lebensabschnittes mit sich 
bringt, sind diese Planungen und Überlegungen auch 
mit zahlreichen emotionalen Themen verbunden.

Folgende Fragen ergeben sich regelmäßig 
bei diesen Beratungsgesprächen:
• welche ist die geeignete Gesellschaftsform für 

die geplante Zukunft, sowie die steueroptimale 
Variante wie z.B. GmbH, Personengesellschaft oder 
Einzelunternehmen?

• wann und wie soll die rechtzeitige Einbindung des 
Betriebsnachfolgers erfolgen, z.B. zuerst geringf. 
Beteiligung und/oder als weiterer Geschäftsführer?

• soll der gesamte Betrieb auf einmal übertragen 
werden oder dies schrittweise erfolgen ?

• soll der „Senior“ noch mitbestimmen, mitarbeiten 
oder zur Gänze ausscheiden?

• ent-, unentgeltliche oder gemischte Übertragung
• Versorgung des Übergebers mit seinem Ehepartner 

(z.B. Austragwohnung, Rente etc.)
• Regelung weichender Kinder, usw.

Grundsätzlich ist jeder Betrieb anders gelagert und 
hat entsprechende eigene Gegebenheiten.

Daher sollten mindestens 3 bis 5 Jahre vor einer 
geplanten Übergabe die ersten diesbezüglichen 
Beratungsgespräche geführt werden. Somit kann 
man gut überlegt eine geeignete und auch steuer-
optimale Übergabeform fi nden.

HERMANN GANDLER, STEUERBERATER

stichhaltige Gründe dafür sprechen, auch die Tole-
ranzregel der umsatzsteuerlichen Kleinunterneh-
merbefreiung auf die Umsatzgrenze der sozialversi-
cherungsrechtlichen Kleinstunternehmerregelung 
durchschlagen zu lassen. (II.4.)

6. Jene Tourismus(beitrags)gesetze der Bundes-
länder, die zum Zwecke der Beitragsbefreiung oder 
-reduzierung auf die umsatzsteuerliche Kleinunter-
nehmerregelung verweisen (Kärnten, Oberöster-

reich, Steiermark und Tirol), haben bei der Be-
tragsgrenze sowohl die Nettogrenzenbetrachtung 
als auch die Toleranzregel der umsatzsteuerlichen 
Kleinunternehmerbefreiung zu beachten. Für das 
Salzburger Tourismusgesetz gilt dies aufgrund des 
fehlenden Konnexes zur umsatzsteuerlichen Klein-
unternehmerregelung nicht. (II.5.)

STB PROF. DR. PETER PÜLZL, LL.M.

BETRIEBSÜBERGABE – NACHFOLGEREGELUNG

STEPHANIE 
UND PHILIPP 
FRAUENSCHUH
... zur Hochzeit 
im Juni 2023

WIR GRATULIEREN

ZUR HOCHZEIT
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Ab der Steuerveranlagung 2022 gibt es das Öko-Sonderausgabenpauschale. 
Die Berücksichtigung erfolgt automatisch bei der Arbeitnehmerveranlagung, 
da die erforderlichen Daten direkt von der fördergewährenden Stelle an das 
Finanzamt übermittelt werden. Ein gesonderter Antrag bei der Steuererklärung 
ist daher nicht erforderlich bzw. gar nicht möglich.

Welche Ausgaben werden berücksichtigt?
Die thermisch-energetische Sanierung von privat 
genutzten Gebäuden (z. B. Dämmung von Außen-
wänden, Austausch von Fenstern und Außentüren) 
mit dem Ziel, die Energie- und Wärmeeffi  zienz des 
Gebäudes zu verbessern.
Der Austausch eines fossilen Heizungssystems 
durch ein klimafreundliches Heizungssystem 
(„Heizkesseltausch“)

Voraussetzungen
Das Pauschale ist an die Auszahlung einer Bundes-
förderung (Umweltförderungsgesetz) geknüpft. 
Nähere Infos fi ndet man unter 
www.umweltfoerderung.at
Die tatsächlich geleisteten Ausgaben (abzüglich 
der ausbezahlten Förderungen aus öff entlichen 
Mitteln) müssen 4.000 Euro (thermisch-
energetische Sanierung) bzw. 2.000 Euro 
(„Heizkesseltausch“) übersteigen

Wie hoch ist das Öko-Sonder-
ausgabenpauschale?
Thermische Sanierung: Es sind 4.000 Euro als Son-
derausgaben abzugsfähig. Diese werden auf 5 Jahre 
aufgeteilt, also 800 Euro jährlich (erstmalig im Jahr 
der Förderungsauszahlung).
„Heizkesseltausch“: Hier sind 2.000 Euro 
abzugsfähig (400 Euro pro Jahr)
Wenn innerhalb dieser 5 Jahre weitere begünstigte 
Maßnahmen getätigt werden, verlängert sich der 
Sonderausgaben-Zeitraum auf 10 Jahre.

Ab wann wird das Öko-Sonder-
ausgabenpauschale berücksichtigt?
Erstmals ab der Arbeitnehmerveranlagung 2022, 
sofern der Förderantrag erst nach dem 31.03.2022 
eingebracht wurde und die Förderung erst nach dem 
30.06.2022 ausbezahlt wurde.

Nähere Informationen erhalten 
Sie gerne bei uns in der Kanzlei!

Fritzenwallner – Gandler, Wirtschaftstreuhand- 
und Steuerberatungsgesellschaft mbH
5741 Neukirchen am Großvenediger, 
Schlosserfeld 344
Ansprechpartnerin:
Martina Dreier, T. 06565/6598-393 
e-mail: m.dreier@gruber-partner.at

ÖKO-SONDERAUSGABENPAUSCHALE

WIR BEGLEITEN
SIE GERNE AUF IHREM

ERFOLGSWEG
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Schon bisher konnte man mit der Handy-Signatur oder der Bürgerkarte unter-
schiedlichste digitale Angebote nutzen. Die ID Austria stellt eine Weiterentwicklung 
der Handy-Signatur bzw. der Bürgerkarte dar und wird diese ablösen. Mit der 
ID Austria können sich Menschen online ausweisen und digitale Services nutzen.

Anwendungen die mit der ID Austria möglich sind
• Digitale Behördenservices, wie z. B. An- und 
 Abmeldungen des Hauptwohnsitzes oder 
 Wahlkarte beantragen über oesterreich.gv.at 
 oder der App „Digitales Amt“
• Elektronisches Postamt für behördliche 
 Schriftstücke bei elektronischer Zustellung
• Elektronische rechtssichere Unterschrift 
 von Verträgen
• Digitale Ausweise: Basis zur digitalen Ausweis-

plattform – z. B. digitaler Führerschein mit der 
 App eAusweis am Smartphone.

Die Österreichische Gesundheitskasse (ÖGK) weist 
darauf hin, dass z. B. Dienstgeber, Geschäftsführer 
oder Steuerberater bei Nutzung der e-Services (z. 
B. WEBEKU, ELDA) der ÖGK via Unternehmensser-
viceportal die Umstellung auf die ID Austria vorneh-
men werden müssen, um diese Services weiter in 
Anspruch zu nehmen. Im Folgenden fi nden Sie einen 
Überblick, wie dieser Umstieg erfolgen kann.

Die ID Austria mit Basisfunktion umfasst alle 
Funktionen der Handy-Signatur. Signaturen mittels 
SMS-TAN sind möglich. Eine Verlängerung der Basis 
ID Austria ist nicht möglich.

Die ID Austria mit Vollfunktion bietet zusätzliche 
Services (z. B. Ausweisfunktion am Mobiltelefon), die 
auch künftig erweitert werden. Signaturen mit SMS-
TAN sind nicht möglich.

Wie erfolgt der Umstieg von 
Handy-Signatur auf ID Austria?
Bestehende Handy-Signatur wurde von einer 
Behörde (z. B. über FinanzOnline) registriert: 
Diese kann in der App „Digitales Amt“ auf eine 
ID Austria mit Vollfunktion aufgewertet werden.

Bestehende Handy-Signatur wurde nicht von einer 
Behörde (z. B. bei Postamt oder Gesundheitskasse) 
registriert: In der App wird ein Umstieg auf die Basis-
funktion der ID Austria möglich sein. Anmeldedaten 
und Gültigkeitsdauer der Handy-Signatur werden 
übernommen. Möchte man auch die Vollfunktion 
nutzen, so ist eine Registrierung bei einer Behörde 
erforderlich. Eine Verlängerung der ID Austria mit 
Basisfunktion ist nicht möglich.

Wenn Sie noch keine Handy-Signatur besitzen, ist 
der Besuch einer Registrierungsbehörde erforderlich. 
Wer in Zukunft einen österreichischen Reisepass 
beantragt, wird automatisch die ID Austria erhalten, 
außer man lehnt es ausdrücklich ab.

WIE WIRD DIE HANDY-SIGNATUR 
VON ID AUSTRIA ABGELÖST?

Mit der Ökosozialen Steuerreform hat der österreichische Gesetzgeber zahlreiche 
Maßnahmen geschaff en, durch die Steuerpfl ichtige fi nanziell entlastet werden sollen. 
Als eine solche Maßnahme kann der Investitionsfreibetrag genannt werden, der mit 
Wirksamkeit per 1.1.2023 für weitere Investitionsanreize sorgen soll. 

Hierzu treten nun zusätzlich begünstigend die 
Regelungen der Verordnung für Wirtschaftsgüter, 
deren Anschaff ung oder Herstellung für Zwecke des 
Investitionsfreibetrags dem Bereich Ökologisierung 
zuzuordnen ist (sog. Öko-Investitionsfreibetrag-VO; 
kurz: Öko-IFB-VO) und die mit 24.5.2023 kundge-
macht wurden. 

Die Öko-IFB-VO sieht im Allgemeinen vor, dass 
abweichend vom gesetzlichen Investitionsfreibetrag, 
dem zufolge grundsätzlich 10 % der Investitionssum-
me von der Steuerbemessungsgrundlage abgezogen 
werden dürfen, der Investitionsfreibetrag im Bereich 
der Ökologisierung sogar 15 % beträgt. 

Voraussetzung für die Inanspruchnahme des erhöh-
ten Investitionsfreibetrags ist, dass Wirtschaftsgüter 
angeschaff t werden, die dem Bereich der Ökologisie-
rung zuzuordnen sind. Um etwaige Unklarheiten aus-
zuschließen, nimmt die Öko-IFB-VO eine ausdrückli-
che und abschließende Aufzählung jener 

Wirtschaftsgüter vor, die dem begünstigten 15%igen 
Investitionsfreibetrag zugänglich sind. 

Besonders relevant erscheinen in diesem 
Zusammenhang folgende Wirtschaftsgüter: 
1. Emissionsfreie Fahrzeuge ohne Verbrennungs-

motor sowie E-Ladestationen; 
2. Fahrräder, Transporträder sowie Spezialfahrräder 

jeweils mit und ohne Elektroantrieb und Fahr-
radanhänger; 

3. Wirtschaftsgüter zur Erzeugung von Strom aus 
erneuerbaren Quellen; 

4. Anlagen zur Speicherung von Strom in Form eines 
stationären Systems, das elektrische Energie aus er-
neuerbaren Quellen aufnimmt und in einer zeitlich 
verzögerten Nutzung wieder zur Verfügung stellt. 

Ausdrücklich festgehalten wird zudem, dass 
die Bestimmungen der Öko-IFB-VO erstmals 
auf Anschaff ungen und Herstellungen nach 
dem 31.12.2022 anzuwenden sind.

QUELLE: ATIKON STEUERNEWS

WAS REGELT DIE NEUE ÖKO-
INVESTITIONSFREIBETRAG-VERORDNUNG?

Studierende dürfen ab dem Kalenderjahr, in dem sie das 20. Lebensjahr vollenden, pro 
Jahr 15.000 Euro verdienen, ohne eine etwaig zustehende Familienbeihilfe zu verlieren.

Für diese Grenze ist das zu versteuernde Einkom-
men relevant: Bruttogehalt (ohne Sonderzahlungen) 
minus Sozialversicherungsbeiträge. 

Lehrlingsentschädigungen, Waisenpensionen und 
jenes Einkommen, das vor oder nach Zeiträumen 
erzielt wird, für die Anspruch auf Familienbeihilfe 
besteht, bleiben unter anderem außer Betracht. Für 
die Zuverdienstgrenze der Familienbeihilfe ist eine 

„Jahresdurchrechnung“ relevant, d. h. es gibt keine 
monatliche Betrachtungsweise. 

Übersteigt das Einkommen im Kalenderjahr die 
Zuverdienstgrenze, ist jener Teil der Familien-
beihilfe, der den Grenzbetrag von 15.000 Euro 
überschritten hat, zurückzuzahlen.

QUELLE: ATIKON STEUERNEWS

WIEVIEL KÖNNEN STUDIERENDE DAZUVERDIENEN?

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage

Weitere detaillierte Infos zur ID 
Austria und eine Liste der Regist-
rierungsbehörden fi nden Sie unter 
www.oesterreich.gv.at/id-austria

QUELLE: ATIKON STEUERNEWS



steuern und trends 15

Von 2020 bis 2022 galt bisher eine Grenze von 
800 Euro für die Sofortabschreibung von gering-
wertigen Wirtschaftsgütern. Ab 2023 wurde diese 
Wertgrenze nun auf 1.000 Euro angehoben. Ist man 
zum Vorsteuer-Abzug berechtigt, so gilt diese Gren-
ze für den Nettobetrag – sofern man aber Kleinun-
ternehmer, Arzt, Vertreter oder eine andere Tätigkeit 
ausübt, die den Vorsteuer-Abzug ausschließt, so ist 
diese Grenze auf den Brutto-Betrag zu beziehen.
Generell bedeutet die Sofortabschreibung von ge-
ringwertigen Wirtschaftsgütern eine Erleichterung 
hinsichtlich der Abschreibung, da bei Abschreibun-
gen sonst immer auf die spezifi schen Nutzungs-

dauern des jeweiligen Anlagevermögens abgestellt 
werden muss. Die Sofortabschreibung, welche bei 
den geringwertigen Wirtschaftsgütern angewendet 
werden kann, ermöglicht es die volle Abschreibung 
im Jahr der Anschaff ung geltend zu machen und in 
weiterer Folge ein besseres steuerliches Ergebnis zu 
erzielen. Wichtig zu beachten ist es dann allerdings, 
dass die angesetzten geringwertigen Wirtschafts-
güter in weiterer Folge nicht mehr für einen etwai-
gen investitionsbedingten Gewinnfreibetrag heran-
gezogen werden dürfen.

SARA LARISSA SCHMIEDL, LL.B.

ERHÖHUNG DER GRENZE 
FÜR GERINGWERTIGE WIRTSCHAFTSGÜTER AB 2023

Um künftig mehr unternehmerische Innovationen 
und Risikobereitschaft zu fördern wurde vom Bun-
desministerium für Justiz das Gesellschaftsrechts-
Änderungsgesetz 2023 ausgearbeitet, welches eine 
fl exible Kapitalgesellschaft, sowie eine Senkung des 
Mindestkapitals auf 10.000 Euro vorsieht, womit sich 
auch die Mindestkörperschaftssteuer senkt. Dabei 
möchte man einerseits mehr Rechte für die Arbeit-
nehmer, sowie eine Beteiligung am Bilanzgewinn er-
reichen und am Unternehmen selbst durch einfache-
re Übertragung der Unternehmensanteile schaff en.

Das Bundesministerium für Finanzen schickte eben-
falls einen Gesetzesentwurf in Begutachtung, wobei 
ein steuerliches Modell für Mitarbeiterbeteiligungen 
bei Start-ups vorgesehen ist. Hierbei soll künftig im 
§67a EStG für Unternehmen die gewisse Größenkri-
terien erfüllen, dass sie an ihre Mitarbeiter unentgelt-
lich Kapitalanteile übertragen können. Eine Besteue-
rung erfolgt dann nur bei bestimmten Sachverhalten, 
beispielsweise bei Veräußerung der Anteile.

STB MAG. JULIAN HOLLEIS

GIBT ES BALD EINE NEUE „FLEXIBLE KAPITALGESELLSCHAFT“ 
MIT START-UP MITARBEITERBETEILIGUNG?

Durch die EU-Verordnung für ein CO2-Grenzaus-
gleichssystem (kurz CBAM), welche die Erreichung 
einer klimaneutralen Union bis 2050 fördern sollen, 
sollen künftig gewisse Waren wie Eisen und Stahl, 
Zement, Aluminium, Düngemittel und Strom, welche 
in die Union eingeführt werden, durch ihre entstande-
nen Emissionen zu besteuern sein. Dabei werden so-
wohl direkte als auch indirekte Emissionen besteuert 

werden. Die gesamte Implementierung beginnt dann 
ab 1.1.2026 , wobei eine erste Übergangsphase ab Okto-
ber 2023 beginnt. Vorgenommen werden können dann 
die Einfuhren nur mehr durch zugelassene CBAM-
Anmelder werden, welche zuvor die CBAM-Zertifi kate 
über eine zentrale Plattform erworben haben.

SARA LARISSA SCHMIEDL, LL.B.

NEUE MELDEVERPFLICHTUNGEN
BEI EINFUHREN AUS DRITTLÄNDERN

IT Consulting IT Audit

Daten-
Sicherheit
Awareness
DSGVO

Ihre Spezialist 
in innovative

 IT-Lösungen!

IT Support &
Helpdesk

IT Security

3cx Hosted
Communication

Cloud-
Computing
& Managed 
Services

IT Netzwerke
PC & Server
Hardware

OpIT GmbH - Gerlosstraße 17 - 5730 Mittersill - www.opit.at - +43 6562 210 10

   NEU!!!

HiveHero
Drag. Drop. Klick. Fertig!

Deine Cloud in 5 Minuten.
Neugierig geworden? 
Lass dich inspirieren!

     (Nur für Geschäftskunden)

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage
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www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage

AKTUELLE INFOS DER PERSONALVERRECHNUNG

Einstellung von gefl üchteten Personen aus der Ukraine
Personen, die aus der Ukraine gefl üchtet sind, haben 
derzeit ein temporäres Aufenthaltsrecht – dieses 
wurde von Ende Jänner 2023 bis 04.03.2024 verlän-
gert. Die bestehenden Ausweise werden automatisch 
mit dem verlängerten Gültigkeitsdatum korrigiert 
und an die Adressen der Vertriebenen versandt, 
ohne dass dafür ein Antrag notwendig ist. 
Seit 21.04.2023 haben Personen mit dem Ausweis 
für Vertriebene freien Zugang zum österreichischen 

Arbeitsmarkt, Unternehmen müssen also nicht 
mehr um eine Beschäftigungsbewilligung beim 
AMS ansuchen. 
Gefl üchtete Personen stehen bei uns in Österreich 
vor großen Herausforderungen (Unterkunft, 
Mobilität, Deutschkenntnisse, Kinderbetreuung, 
Integration). Als Unternehmen kann man diese 
Personen bei all diesen Punkten unterstützen und 
damit wertvolle Arbeitskräfte gewinnen.

Krank am Feiertag
Das Feiertagsentgelt ist dazu da, den feiertagsbeding-
ten Arbeits- und Entgeltausfall auszugleichen. Sollte 
ein Dienstnehmer krank sein, hat das Feiertagsentgelt 
Vorrang gegenüber dem Krankenentgelt. 
Als gesetzliche Feiertage gelten folgende Tage: Neu-
jahr, Heilige Drei Könige, Ostermontag, Staatsfeiertag, 
Christi Himmelfahrt, Pfi ngstmontag, Fronleichnam, 
Maria Himmelfahrt, Nationalfeiertag, Allerheiligen, 
Maria Empfängnis, Weihnachten, Stefanitag. Diese 
Tage zählen also auch während eines Krankenstandes 
als Feiertag und verlängern somit den Entgeltfortzah-
lungsanspruch. Kollektivvertragliche Feiertage oder 
persönliche Feiertage bleiben hierbei außer Betracht 
und würden somit als Krankenstand gelten.
Aufrechtes Dienstverhältnis: In manchen Fällen 
kommt es vor, dass nach dem arbeitsrechtlichen Ende 
eines Dienstverhältnisses noch ein Entgeltfortzahlungs-
anspruch besteht (z.B. bei Kündigung während dem 
Krankenstand). In diesen Fällen zählen auch gesetzli-
che Feiertage als Krankenstand – Feiertagsentgelt ist 
nämlich an ein aufrechtes Dienstverhältnis gebunden.
Sonntag und Feiertag: Sollte ein Feiertag auf einen 
Sonntag fallen, gelten die Regelungen bzgl. der 
Wochenendruhe und somit gilt der Sonntag vor dem 

Feiertag – es gebührt also kein Feiertagsentgelt.
Keine Arbeitsverpfl ichtung: Wenn an einem Feier-
tag keine Arbeitsleistung verpfl ichtend ist, gebührt 
das Feiertagsentgelt – dies gilt bei einer kalender-
täglichen Abrechnung auch für Feiertage, die auf 
einen Samstag fallen. In diesem Fall gilt bei einem 
Krankenstand der Feiertag vorrangig gegenüber dem 
Krankentag, da die Arbeitsleistung in erster Linie 
wegen des Feiertages entfällt. 
Arbeitsverpfl ichtung: Ist z.B. im Gastgewerbe 
aufgrund bestehender Diensteinteilung vorgesehen, 
dass ein Dienstnehmer am Feiertag arbeitet, fällt bei 
einem Krankenstand die Arbeitsleistung in erster 
Linie aufgrund des Krankenstandes aus – es gebührt 
somit Krankenentgelt und kein Feiertagsentgelt.
Anspruch auf Feiertagsentgelt: Feiertagsentgelt ist 
solange zu leisten, wie generell Krankenentgelt bzw. 
bei Lehrlingen Teilentgelt gebührt. Ist also der Entgelt-
fortzahlungsanspruch zur Gänze ausgeschöpft und es 
gibt keine Zahlungen mehr durch den Dienstgeber, ist 
auch kein Feiertagsentgelt mehr abzurechnen.
Während eines Krankenstandes muss das Feiertags-
entgelt immer, unabhängig von der Höhe des Entgelt-
fortzahlungsanpruches, zu 100 % abgerechnet werden.

Tägliche und wöchentliche Ruhezeit
Der EuGH hat die Ansicht, dass die tägliche Ruhezeit 
und die wöchentliche Ruhezeit zwei eigenständige 
Rechte darstellen, mit denen unterschiedliche Ziele 
verfolgt werden. Die tägliche Ruhezeit ist dafür da, 
dass der Arbeitnehmer sich für eine bestimmte 
Anzahl an zusammenhängenden Stunden aus seiner 
Arbeitsumgebung zurückziehen kann. Diese tägliche 
Ruhezeit muss unmittelbar an eine Arbeitsperiode 
anschließen. In Österreich müssen das 11 Stunden 
durchgehend sein. Die wöchentliche Ruhezeit ist 
dafür da, dass der Arbeitnehmer die Möglichkeit hat, 
sich pro Siebentageszeitraum auszuruhen. 
In Österreich beträgt diese wöchentliche Ruhezeit 
36 Stunden durchgehend. Dem Arbeitnehmer müs-

sen daher beide Rechte gewährt werden.
Wäre die tägliche Ruhezeit Teil der wöchentlichen 
Ruhezeit, würde dem Arbeitnehmer die tägliche 
Ruhezeit verwehrt werden.
Praxisbeispiel: Ist eine im Handel beschäftigte Arbeit-
nehmerin an einem Samstag bis 13:o0 Uhr beschäftigt, 
so würde die tägliche Ruhezeit von 11 Stunden bis 
Samstag 24:00 Uhr dauern. Folgt danach die wöchentli-
che Ruhezeit von 36 Stunden so dauert dies bis Montag 
12:00 Uhr und erst dann darf wieder gearbeitet werden. 
Dieses EuGH-Urteil wird auch in Österreich für 
Stress sorgen, da Dienstpläne diesen Regelungen an-
gepasst werden müssen. Man darf gespannt sein auf 
eine Stellungnahme des Zentralinspektorats.

Urlaubsablöse
Als Urlaubsablöse wird die Auszahlung des Urlaubs 
bei noch aufrechtem Dienstverhältnis bezeichnet. 
Diese Ablöse ist gesetzlich verboten, da sie dem Er-
holungszweck des Urlaubs widerspricht. Urlaubsab-
lösen sind aber trotz des gesetzlichen Verbotes in der 
Praxis sehr beliebt, da es hierfür keine Verwaltungs-
strafsanktion gibt. Sind sich also Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber einig über die Auszahlung der Urlaubsab-
löse, wird es in der Praxis keine Probleme geben.
Bei Vereinbarung einer Urlaubsablöse wird unbedingt 
eine schriftliche Vereinbarung empfohlen, da es an-

sonsten zu rechtlichen Problemen kommen könnte. 
Sollte sich der Arbeitnehmer im Nachhinein auf die 
zivilrechtliche Unwirksamkeit der Urlaubsablöse 
berufen und den ausbezahlten Urlaub konsumieren 
wollen, muss er sich die Urlaubsablöse auf das Ur-
laubsentgelt anrechnen lassen – das muss vertrag-
lich vereinbart sein. Erlaubt wäre hingegen die Ablö-
se eines verjährten Urlaubs. Urlaub verjährt immer 
zwei Jahre nach Ende des Urlaubsjahres, in dem der 
Anspruch entstanden ist. Diese Frist verlängert sich 
um Karenzen bzgl. MSchG bzw. VKG.

NEU IM TEAM THERESA 
ERLBACHER
Personalverrechnung

im Team seit 
Juni 2023

Kurz notiert: Anhebung von Pendlerpauschale und Pendlereuro endet mit Ende Juni.
• Da die Spritpreise wieder gesunken sind, sinken Pendlerpauschale und Pendlereuro 
 wieder auf die ursprünglichen Beträge:

 Entfernung Wohnung-Arbeitsstätte Kleines PP (voller Wert) Großes PP (voller Wert)
 Mindestens 2 km bis 20 km ----- 31,00 Euro
 Mehr als 20 km bis 40 km 58,00 Euro  123,00 Euro
 Mehr als 40 km bis 60 km 113,00 Euro  214,00 Euro
 Mehr als 60 km 168,00 Euro  306,00 Euro

• Der Pendlereuro beträgt wieder jährlich 2,00 Euro pro Kilometer der einfachen Fahrtstrecke 
 zwischen Wohnung und Arbeitsstätte.

Neuer online-Ratgeber des AMS 
zur Beschäftigung ausländischer Arbeitskräfte
Dieser gibt aktuell und kompakt Auskunft bei Fragen zu Aufenthaltstiteln 
und Beschäftigungsmöglichkeiten ausländischer Arbeitnehmer 
www.amsratgeber.at/auslaender/beschaeftigung/

IHR TEAM DER PERSONALVERRECHNUNG
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Durch die aktuelle Energiewende investieren immer 
mehr in eine eigene Photovoltaikanlage, doch was 
tun wenn man nicht über die notwendige Eigenka-
pital-Ausstattung verfügt oder einfach selbst nicht 
so hohe Anschaff ungskosten am Beginn fi nanzieren 
möchte? Immer mehr Hausbesitzer und Landwir-
te überlegen nun ihre Dachfl ächen zu vermieten, 
sodass ein externer Betreiber dort eine Photovoltaik-
anlage errichten und betreiben kann. 
Um dies vertraglich zu ermöglichen wird entweder 
ein Pachtvertrag über die Verpachtung der Dachfl äche 

abgeschlossen oder in besonderen Konstellationen 
ein Miet- und Dienstbarkeitsvertrag errichtet.
Wichtig ist es dann für beide Parteien zu beachten, 
dass auch diese Verträge dem GebG als Bestandsver-
träge unterliegen und daher die Rechtsgeschäftsge-
bühr zu berechnen und abzuführen ist. Gerne beraten 
wir Sie hier ausführlicher, im ersten Schritt ist es aber 
wichtig zu erkennen, dass es sich um einen Bestands-
vertrag mit verpfl ichtender Vergebührung handelt.

SARA LARISSA SCHMIEDL, LL.B.

VERGEBÜHRUNG VON VERTRÄGEN 
BEI DER VERMIETUNG VON DACHFLÄCHEN

Mit der steuerfreien Lieferung wurde eine Er-
leichterung für Unternehmer geschaff en, welche 
ihre Waren innerhalb des Gemeinschaftsgebiets 
in einen anderen Mitgliedsstaat befördern. 

Doch welche genauen Voraussetzungen muss der 
Geschäftsfall erfüllen, sodass der Unternehmer die 
Rechnung überhaupt als steuerfreie innergemein-
schaftliche Lieferung ausstellen darf ?
• Zunächst ist die Grundvoraussetzung, 
 dass die Waren nachweislich in einen 
 anderen Mitgliedstaat gelangen
• Der Erwerber muss den Gegenstand für 
 sein Unternehmen erwerben
• Der Erwerber muss dem Lieferanten 
 seine gültige UID-Nummer mitteilen
• Es ist ein Buchnachweis in der Buchhaltung des 

Lieferers zu erstellen, womit nachgewiesen wird, 
dass die Ware ins Ausland befördert wurde.

Wichtig ist insbesondere der Buchnachweis, 
welcher folgende Daten beinhalten sollte:
• Name, Anschrift und UID-Nummer des Abnehmers
• In Abholfällen: Name, Anschrift des Beauftragten, 

ggf. Spezialvollmacht
• Bei Beförderung durch den Lieferer: Bestätigung 

der Übernahme durch den Erwerber der Ware
• Bei Versendung: Nachweis der Versendung (z.B. 

Frachtbrief ) in das übrige Unionsgebiet
• Handelsübliche Bezeichnung und Menge des 

Liefergegenstandes
• Tag der Lieferung
• Das vereinbarte Entgelt
• Art und Umfang einer Bearbeitung 

vor der Beförderung
• Bestimmungsort im übrigen Gebiet der EU

Nur mit diesen Voraussetzungen darf der Unterneh-
mer selbst die Lieferung als steuerfreie innergemein-
schaftliche Lieferung ausstellen!

WANN DÜRFEN RECHNUNGEN ALS INNERGEMEINSCHAFTLICHE 
LIEFERUNG STEUERFREI AUSGESTELLT WERDEN?

INFINITY – das neue Raiffeisen
Online-Portal für Firmenkunden 
– ist webbasiert, multibankfähig, 
personalisierbar und damit bereits 
heute für die Zukunft gerüstet.

Es ist der zentrale Kontaktpunkt für 
ausgewählte Raiffeisen Services und 
ein direkter Kommunikationskanal 
zu den Kundenbetreuern. Höchste 
Security-Standards ermöglichen einen 
sicheren Austausch von Daten und 
Dokumenten. 

Webbasiert und multibankfähig
Schon bald profitieren alle Raiffeisen
Firmenkunden von der neuen Platt-
form für elektronisches Banking: So 
wie „Mein ELBA“ für Privatkunden hat 
Raiffeisen auch für Firmenkunden eine 
neue, auf einer Plattform-Technologie 
basierende, innovative Banking-Lö-
sung realisiert. „Kund:innen haben 
von überall Zugriff auf ihre Finanzen 
und können in Echtzeit Überweisun-
gen tätigen und prüfen. Durch die 
Plattformunabhängigkeit kann INFI-
NITY auf jedem Betriebssystem und 

Gerät – ganz gleich ob am Desktop, 
Notebook, Tablet oder Smartphone – 
genutzt werden“, sagt Firmenkunden-
leiterin Prok. Petra Matitz. Als webba-
sierte Lösung ist Raiffeisen INFINITY 
immer am neuesten Stand, vollauto-
matische Updates machen das Busi-
ness-Banking rundum wartungsfrei. 

Der digitale Assistent
Der erweiterte Funktionsumfang sorgt 
dafür, dass unkompliziert und direkt 
Bankgeschäfte abseits des reinen 
Zahlungsverkehrs, zum Beispiel 
Bankgarantien, angefordert werden 
können. Über ein eigenes Benachrich-
tigungscenter erinnert INFINITY wie 
ein digitaler Assistent seine User an 
noch nicht unterfertigte Aufträge, ab-
laufende Zertifikate und vieles mehr.

Um Raiffeisen INFINITY zu einer Platt-
form für alle unternehmensrelevanten 
Anforderungen zu machen, wurde es 
„multibankfähig“ aufgebaut. „Dadurch 
können auch Konten außerhalb der 
Raiffeisen-Welt eingebunden und für 
den Zahlungsverkehr genutzt werden“, 

erklärt Matitz. Mit Raiffeisen INFINITY 
wird außerdem der unkomplizierte 
Abschluss von Geschäftsfällen mög-
lich, die firmenmäßig gefertigt werden 
müssen. Das Portal ermöglicht das 
Anlegen unterschiedlicher Nutzer, die 
einfach verwaltet und mit individuellen 
Zugriffsrechten ausgestattet werden 
können. Durch die personalisierba-
re Nutzeroberfläche von Raiffeisen 
INFINITY bleibt beim Banking stets die 
Übersicht über eine Vielzahl an Man-
danten und Möglichkeiten gewahrt.

Prok. Petra Matitz
Raiffeisenbank Oberpinzgau

RAIFFEISEN INFINITY –
DAS NEUE ONLINE-PORTAL
FÜR BUSINESS BANKING.

WIR MACHT‘S MÖGLICH.

salzburg.raiffeisen.at/infinity

ELENA UND 
MANUEL SCHARLER
... zur Hochzeit 
im Juni 2023

WIR GRATULIEREN

ZUR HOCHZEIT
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